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Seit fast einer Woche wird die Türkei von den größten Massenprotesten seit mehr als einem
Jahrzehnt erschüttert. Was am vergangenen Freitag als friedlicher Protest gegen den Bau eines
Hotels am Taksim-Platz begann, ist mittlerweile zu einer landesweiten Revolte gegen den
Ministerpräsidenten Erdogan und die regierende AKP geworden. Mehr als das: die aktuellen
Massenproteste in der Türkei schlagen Wellen weit über die Türkei hinaus.

Vom Protest am Gezi-Park …

Als in der Nacht vom Sonntag, dem 26. Mai, die Bulldozer am Taksim-Platz rollen, um im
nahegelegenen Gezi-Park Bäume zu roden, formiert sich der erste Protest. Der Park, der in Istanbuls
Innenstadt liegt, soll einem Neubau weichen. Er soll Platz für ein Hotel und ein Einkaufszentrum
schaffen, ein Symbol der AKP-Politik. Bereits jetzt wird prognostiziert, dass mehr als 11
Einkaufszentren in Istanbul Fehlbauten sind. Trotzdem sollen allein in den nächsten Jahren weitere
110 große Einkaufzentren errichtet werden, davon insgesamt 80 in Istanbul und der Hauptstadt
Ankara.

Für die Herrschenden sind sie ein Zeichen der „Modernisierung“ und des wirtschaftlichen
Aufschwungs. Für die arbeitende Klasse und viele Arme sind sie ein Ausdruck der neoliberalen
Politik der konservativ-islamischen AKP-Regierung unter Erdogan, von dem viele behaupten, er
wolle sich „Denkmäler“ mit diesen Bauten schaffen. Doch der Kompromiss der herrschenden Klasse
mit Teilen des Kleinbürgertums und der Arbeiterklasse, der Wirtschaftswachstum im Gegenzug für
politische Ruhe versprach, scheint nicht länger zu halten.

Der Krieg gegen die KurdInnen, das brutale Vorgehen gegen die Arbeiterbewegung bei Streiks wie
vor kurzem in der Tabakindustrie sowie der immer schärfere Abbau von Pressefreiheit und
demokratischen Rechten war der Boden, auf dem sich türkisches und ausländisches Kapital
bereichern. Bereits im vergangenen Jahr gab es immer wieder vereinzelte Proteste – auch in nicht-
kurdischen Gebieten – gegen diese Umstände.

Der Kampf um den Gezi-Park, der eine der wenigen Grünflächen Istanbuls und darüber hinaus ein
wichtiger Bezugspunkt für die Arbeiterbewegung im türkischen Staat darstellt, war daher Auslöser,
nicht Grund für aktuellen Massenproteste.

… zur landesweiten Revolte

Die ganze Woche über gibt es immer wieder Auseinandersetzungen mit der Polizei, die die
Abholzung des Gezi-Parks mit allen Mitteln durchsetzen will. Sie benutzt Pfefferspray, nutzt Knüppel
und brennt Zelte nieder. Nach kurzer Zeit kommen die DemonstrantInnen jedoch immer wieder
zurück – mit mehr TeilnehmerInnen als zuvor. Zwischenzeitig sah es so aus, als könne das Vorhaben,
den Gezi-Park zu roden, gestoppt werden, nachdem Parlamentarier der BDP, einer kurdischen Partei
und der CHP, der nationalistisch-kemalistischen Oppositionspartei, nach der Baugenehmigung
fragten.

Doch der Schein trügt. Am Freitag, als sich bereits über 5.000 AktivistInnen, v.a. Jugendliche, im
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Park versammelt haben, greift die Polizei an. Die Gewalt ist derart massiv, dass nach Aussagen der
AktivistInnen Menschen sterben. Die Polizei verschießt gezielt Tränengas  – so dass die Projektile
die Köpfe und Unterleiber der DemonstrantInnen treffen. Wasserwerfer, die mit Pfefferspray
versetzt sind, werden eingesetzt. Doch der Rubikon ist überschritten. Die Gewalt, die vom Erdogan-
Regime ausgeht, um den Park zu räumen, ist wie Öl im Feuer – es kommt zur sozialen Explosion.

Der Solidarisierungseffekt ist gewaltig. Innerhalb kürzester Zeit drängen Massen von Menschen aus
den Arbeitervierteln Istanbuls auf die Straßen, insbesondere Jugendliche und Frauen sind in den
ersten Reihen der Kämpfe zu sehen. Auch Teile des Kleinbürgertums solidarisieren sich. Clubs
bleiben geschlossen, kleine Händler und AnwohnerInnen öffnen ihre Türen, um den Verwundeten zu
helfen – selbst ein bekannter Fernsehmoderator lässt seine Sendung ausfallen und ruft offen zum
Protest auf.

In stundenlangen Straßenschlachten, die von der Polizei mit unglaublicher Härte geführt werden,
versuchen die DemonstrantInnen, den Park zu erobern und die verhasste Polizei zu vertreiben. So ist
es ihnen am Samstag möglich, den Taksim-Platz zurückzuerobern. Mittlerweile hat sich der Protest
auf rund 70 Städte ausgeweitet. Auch die Forderungen sind radikaler geworden. Immer öfter hört
man Slogans, die den Sturz der Regierung fordern.

Doch auch die Gewalt seitens der Regierung nimmt zu. Auch wenn die Polizei vom Taksim-Platz
fliehen muss, verlagert sie den Kampf in andere Stadtviertel. Hunderte werden verhaftet, viele sind
schwer verletzt. Erdogans Ansprache war eine weitere Provokation, die klar machte, dass er keinen
Kompromiss schließen will, sondern ein offenes Kräftemessen mit der Arbeiterklasse provoziert.

„Marodeure, Terroristen und Extremisten“ nennt er die Menschen auf den Straßen. Er hingegen sei
ein „Diener des Volkes“. Kurz bevor er seine Auslandsreise antritt, lässt er zwar verlauten, dass
untersucht werde, ob die Gewalt der Polizei „unverhältnismäßig“ sei, für die politischen
Forderungen hat er allerdings nur Hohn übrig. Zu den Protesten am Gezi-Park sagt er folgendes:
„Ihr wollt Bäume? Ihr könnt Bäume haben. Vielleicht können wir sogar welche in eure Gärten
pflanzen.“ An dem Bau des Projektes will er aber auch nach tagelangen Emeuten nicht rütteln.
Zugute kommt ihm zwar die Pressezensur und die Regierungstreue der meisten großen Medien,
aber bei dem Ausmaß, dass die Proteste zu diesem Zeitpunkt angenommen haben, lässt sich nur
noch wenig verheimlichen.

Falsche Freunde

Das liegt vor allem an der unglaublichen Solidarisierung mit dem Widerstand, der um sich greift.
Auch den Informationsfluss kann Erdogan nur begrenzt stoppen, will er nicht das gesamte Internet
lahmlegen, ein Schritt, der eine „Alles oder Nichts“-Situation provozieren könnte.

Das wollen auch Andere nicht – allen voran die heuchlerischen PolitikerInnen der USA und der EU.
Nach Tagen blutiger Auseinandersetzungen beginnen sie anzumerken, dass die Gewalt
„beunruhigend sei“, dass die „Verhältnismäßigkeit eingehalten“ werden müsste. So ließ die
deutsche Bundesregierung über die Menschenrechtsbeauftragte Löning verkünden, dass sie „die 
Entwicklungen in Istanbul und anderen Städten in der Türkei mit Sorge“ verfolge. Die Meinungs-
und Versammlungsfreiheit seien in einer Demokratie „zentrale Grundrechte, die es zu wahren und
zu schützen gelte. Besonnenheit und Deeskalation auf allen Seiten“ seien das Gebot der Stunde.

Vor allem sehen sie die Gefahr einer Destabilisierung der Regierung, die auch und besonders im
Interesse der zentralen Imperialisten innerhalb der EU-Privatisierungen und der neoliberalen Politik
durchgesetzt werden. Nicht die Gewalt des Staates an sich wird verurteilt. Sondern die
Unverhältnismäßigkeit, die zu massivem Widerstand geführt hat, werden mit Sorge betrachtet. Doch



Ähnliches passierte auch in Deutschland bei den Protesten in Frankfurt, wo mit massiver
Polizeigewalt das Versammlungsrecht aufgehoben wurde.

Aber auch innerhalb der Bewegung gibt es falsche Freunde, namentlich die kemalistische Partei
CHP. Sie mag zwar mit ihrem sekulären Anspruch als progressive Alternative gegenüber der AKP
und Erdogan erscheinen, sozial gesehen ist diese Partei aber eine mindestens genauso große
Bedrohung für die Bewegung, wie die aktuelle Regierung. Denn die CHP ist konsequente
Verfechterin des Krieges gegen die kurdische Bevölkerung. Auch gegen die Privatisierungen und die
Politik der AKP im Namen des türkischen Kapitals hat sie nichts einzuwenden, sie will sie nur auf
anderem Wege erreichen – kurz: sie will selbst die Politik für das Kapital machen, anstatt dies der
AKP zu überlassen.

Doch es gibt durchaus einen nicht unbedeutenden Fakt, der die CHP und die AKP unterscheidet. Die
CHP hat durchaus starke Verbindungen in das Militär und die Generalität, die von der Beschneidung
ihrer Befugnisse durch das Erodgan-Regime sicher nicht erfreut ist. So lange sich der Protest also
gegen die AKP richtet, versucht sich die CHP als Opposition zu profilieren. Sollte es allerdings zum
Sturz der Regierung kommen, würde sich die CHP unmittelbar, an der Seite des Militärs an die
Spitze des Staates drängen – zumindest, wenn die Arbeiterklasse nicht selbst eine Alternative
anzubieten und zu erkämpfen vermag.

Ein anderer falscher Freund ist der türkische Präsident Gül. Während Erdogan die Polizei gegen die
DemonstrantInnen brutal vorgehen lässt, diese verhöhnt und jeden Kompromiss ablehnt, gibt sich
Gül als der volksnahe Präsident. Er kritisiert die Polizei, fordert zum „Überdenken“ von
Regierungsmaßnahmen auf und verklärt sich zum Verteidiger der „Demokratie“. Davon sollte sich
niemand täuschen lassen. Gül kommt nicht nur aus derselben Partei wie Erdogan. Auch die
Rollenteilung – hier der „harte“ und „böse“ Erdogan, dort der „verständnisvolle“ Gül – wurde in den
letzten Jahren immer wieder geübt, um Protest gegen Regierungsmaßnahmen zu unterlaufen, indem
durch Gül Kompromissbereitschaft signalisiert, die Maßnahmen der Regierung in der Substanz aber
trotzdem umgesetzt wurden.

Für einen Türkischen Frühling der ArbeiterInnen und der Jugend!

Momentan ist die Bewegung in der Offensive, sie ist im Wachsen und erobert Positionen. Doch schon
bald wird sie an ihre Grenzen stoßen, wenn sie nicht eine klare Perspektive und eine organisierte
Gegenmacht aufzeigen kann, die nicht nur Protest gegen die Polizeigewalt und die AKP darstellt,
sondern beide auch ersetzen kann. Beides ist nicht mit Parteien wie der CHP, noch mit den
„UnterstützerInnen aus dem demokratischen Westen“ möglich.

Auch wenn die Arbeiterbewegung sowohl organisatorisch, als auch politisch stark zersplittert ist, so
bietet die aktuelle Situation eine historische Gelegenheit, diese Schwäche zu überwinden.

So befinden sich seit Mittwoch, dem 5. Juni, etliche Gewerkschaften im Streik und haben zu
Demonstrationen aufgerufen. Es ist aber unbedingt erforderlich, dass diese Streiks zu einem
umfassenden und unbefristeten Generalstreik ausgedehnt werden. Dass auch viele
Gewerkschaftsbürokraten das nicht wollen, ist nicht verwunderlich, aber kann gebrochen werden,
sollte die türkische Linke unmittelbar für Versammlungen in den Betrieben und innerhalb der
Streiks aufrufen, die Streikleitungen wählen, die der Basis verpflichtet sind.

Das gleiche ist unbedingt in den Stadtbezirken notwendig. Die Bewegung muss sich Organe
schaffen, die sowohl dazu in der Lage sind, ihre Viertel gegen die Übergriffe der Polizei zu
verteidigen, als auch Diskussionen zu führen und den weiteren Widerstand politisch zu organisieren.
Ebenso unerlässlich ist es auch für die Arbeiterbewegung, unter den einfachen Soldaten Propaganda



gegen das Regime zu betreiben, sie aufzufordern, sich nicht für Repression einsetzen zu lassen, und
für Forderungen einzutreten, die einen Keil zwischen sie und die Generalität treiben, sowie mit den
sozialen und politischen Forderungen der Arbeiterklasse verbinden.

Damit die Bewegung eine Perspektive hat, braucht sie klare politische Forderungen, die über jene
nach Rückzug der Polizei und demokratische Reformen hinausgehen. Die mehr und mehr erhobene
Forderung nach dem Sturz Erdogans muss auch mit politischem Inhalt gefüllt werden – nämlich mit
der Frage, wer denn Erdogan ersetzen soll und mit welchem Programm. Eine CHP-Regierung würde
nur bedeuten, vom Regen in die Traufe zu kommen.

Ein politischer Generalstreik, um die Polizeigewalt zu stoppen, die Bildung von Räte-ähnlichen
Organen in den Stadtteilen und die Schaffung von Selbstverteidigungseinheiten, wären eine
wichtige Basis für die Bildung einer Arbeiter- und Bauernregierung, die sich auf diese Organe
stützen würde, denn eine Verschärfung des Kampfes und ein politischer Generalstreik würden die
entscheidende Frage aufwerfen, wer herrscht – die türkische Bourgeoise oder die Arbeiterklasse.
Die Beendigung des Krieges gegen die KurdInnen, der Privatisierungswellen und der sozialen
Angriffe auf die Arbeiterklasse und die Mittelschichten sind auch mit einer noch so demokratischen
kapitalistischen Türkei unvereinbar. Auch die Macht des Militärs lässt sich wohl unmöglich ohne
revolutionäre Umwälzung brechen.

Sollte dies gelingen, sollte die Arbeiterklasse in der Türkei dazu in der Lage sein, sich auf Grundlage
eines revolutionären Programms zu einer Partei zu formieren, dann würde das nicht nur die
türkische Bourgeoisie hinwegfegen und unterdrückten Völkern wie den KurdInnen die Freiheit
schenken. Es wäre auch ein mächtiges Leuchtfeuer für den Kampf in Europa – insbesondere in
Griechenland – gegen die Krise. Im Nahen Osten wäre es ein Vorbild dafür, wie die Macht einer
herrschenden Clique gebrochen werden kann.

Beteiligt Euch an den Solidaritätsdemonstrationen und Kundgebungen und Protestaktionen vor den
türkischen Botschaften und Konsulaten! Die Massenrebellion in der Türkei braucht unsere
Solidarität!


